
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Glashütten, Ortsteil Schloßborn 
 

Bebauungsplan 
 

„Über dem Seegrund“ 
 
 

- Teil I: Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange - 
 
 
 
 
(1) Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinwei-
sen und Anregungen (Frist bis zum 06.09.2019). 

 
(2) Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öf-

fentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen (Frist 
bis zum 01.10.2021). 

 
 
 
 
 
 
Glashütten und Wettenberg, den 03.11.2021 
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Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB  
 
Stellungnahmen mit Anregungen 

BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (10.09.2019) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (05.08.2019) 
Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 

(01.09.2019) 
NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (28.08.2019) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (16.08.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt (07.10.2020) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (13.08.2019) 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie (08.08.2019) 
Magistrat der Stadt Eppstein (02.08.2019) 
Magistrat der Stadt Königstein (31.07.2019) 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB 
 
Stellungnahmen mit Anregungen 

AbwasserVerband Main-Taunus (29.09.2021) 
BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (16.11.2021) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (13.09.2021) 
Hessische Landesamt für Naturschutz; Umwelt und Geologie (08.09.2021) 
Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 

(28.09.2021) 
Regierungspräsidium Darmstadt (22.09.2021) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (21.09.2021) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (16.09.2021) 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen 

Gemeindevorstand der Gemeinde Waldems (23.09.2021) 
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Wiesbaden (27.09.2021) 
Magistrat der Stadt Eppstein (08.09.2021) 
Magistrat der Stadt Idstein (09.09.2021) 
Naturpark Taunus (08.09.2021) 
Syna GmbH (29.09.2021) 
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Beschlussempfehlung 
 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
 
(1) Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und zu den im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 eingegan-
genen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als Stellung-
nahmen der Gemeinde Glashütten und somit als Abwägung i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB beschlossen. 

 
(2) Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 9 Abs. 4 BauGB 

i.V.m § 91 Abs. 1 und 3 Hessische Bauordnung (HBO) und § 37 Abs. 4 Hessi-
sches Wassergesetz (HWG) als Satzung beschlossen und die Begründung hier-
zu gebilligt.  

 
(3) Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 

und in Kraft gesetzt. 
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Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegange-
nen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen (Frist bis zum 06.09.2019) 
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BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (10.09.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die umweltrelevanten Informationen und Stellungnahmen aus der frühzeitigen Betei-
ligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB waren entsprechend den städtebau-
rechtlichen Anforderungen des Baugesetzbuches Bestandteil der Unterlagen für die 
öffentliche Auslegung und Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Zu 3 und 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird 
nicht entsprochen. 
 
Der Bebauungsplan setzt in Anlehnung an die Obergrenzen gemäß § 17 Abs. 1 
BauNVO für das Allgemeine Wohngebiet Nr. 1 eine Grundflächenzahl von 0,3 und 
für das Allgemeine Wohngebiet Nr. 2 eine Grundflächenzahl von 0,4 fest. Die Fest-
setzung ermöglicht auch künftig eine zweckentsprechende Bebauung, die in ihrer 
städtebaulichen Dichte der Lage und dem Umfeld des Plangebietes gerecht wird. Die 
Festsetzung für das Allgemeine Wohngebiet Nr. 1 bleibt dabei geringfügig hinter den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Vor dem Dattenberg“ von 1964 einschließlich 
der 1. Änderung von 1979 zurück. Gleichzeitig werden jedoch bisherige, durch die 
Anwendung der Baunutzungsverordnung i.d.F. von 1962 bzw. 1977 bedingte Ein-
schränkungen durch die hier noch normierte Anrechenbarkeit von Nicht-
Vollgeschossen bei der Berechnung der Geschossflächenzahl sowie durch die Be-
grenzung der Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse aufgehoben. Hierdurch 
wird zwar einerseits das Maß an zulässiger Versiegelung geringfügig reduziert, statt-
dessen aber eine bessere Ausnutzung der jeweiligen Baugrundstücke bauplanungs-
rechtlich ermöglicht. Mit den zum Entwurf des Bebauungsplanes dahingehend ange-
passten Festsetzungen kann zudem der konkreten örtlichen Situation besser Rech-
nung getragen werden. Die festgesetzte Grundflächenzahl kann nach der Baunut-
zungsverordnung durch die in der aktuellen Fassung des § 19 Abs. 4 BauNVO be-
zeichneten baulichen Anlagen um bis zu 50 % und somit im Allgemeinen Wohnge-
biet Nr. 1 nur noch bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 0,45 und im Allge-
meinen Wohngebiet Nr. 2 nur noch bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 0,6 
überschritten werden. Mithin wird der Umfang an zulässiger Versiegelung innerhalb 
des Plangebietes nunmehr erstmalig begrenzt, da unter Anwendung der früheren 
Fassungen der Baunutzungsverordnung grundsätzlich noch keine Obergrenze der 
zulässigen Überschreitung galt. 
 
Zu 5 und 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen 
wird wie folgt entsprochen. 
 
Die Festsetzungen zur Mindestgröße der Baugrundstücke im Allgemeinen Wohnge-
biet sowie zur höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden wurden 
bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes geändert und auch nach der Offenlegung 
als Ergebnis der politischen Beratung und Beschlussfassung nochmals angepasst.  

3. 

4. 

5. 
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Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes wurde daraufhin erneut öffentlich 
ausgelegt. Mit den nunmehr getroffenen Festsetzungen kann der gegenwärtigen 
örtlichen Situation im Rahmen der in der Bauleitplanung vorliegend beachtlichen 
Ziele der Raumordnung Rechnung getragen werden. Zudem wird auf die politische 
Mehrheitsentscheidung und die kommunale Planungshoheit verwiesen. So wird im 
Hinblick auf die Zulässigkeit von Einliegerwohnungen nunmehr auch festgesetzt, 
dass im Allgemeinen Wohngebiet Nr. 1 eine Wohnung je Wohngebäude zulässig ist 
und ausnahmsweise eine weitere Wohnung je Wohngebäude zugelassen werden 
kann, wenn es sich um zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses bereits errichtete 
Wohngebäude handelt oder die zweite Wohnung maximal ein Drittel der Grundfläche 
des Wohngebäudes umfasst. 
 
Im Übrigen werden die stärkere Berücksichtigung von Innenentwicklungspotenzialen 
und der Belange des Bodenschutzes auch seitens der Gemeinde Glashütten befür-
wortet, jedoch darf hierbei auch nicht verkannt werden, dass eine weitgehend unge-
steuerte städtebauliche Nachverdichtung im baulichen Innenbereich, wie dies vorlie-
gend der Fall ist, die bestehende infrastrukturelle Ausstattung an die Grenzen der 
Leistungsfähigkeit bringt. Dies zu vermeiden ist wesentliches Planziel des vorliegen-
den Bebauungsplanes. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass es sich vorliegend 
nicht um ein Neubaugebiet auf bislang unversiegelten Flächen mit erstmaliger Her-
stellung der Erschließung handelt, sondern im Wesentlichen um eine Bestandsüber-
planung mit Festsetzungen zur Wahrung einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung im Kontext gewachsener städtebaulicher Strukturen. 
 
Zu 7: Den Anregungen wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen zur Ausführung von Bodenbelä-
gen, zur Begrünung von baulichen Anlagen und zur Entwässerung wird abgesehen, 
da es sich vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung 
eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. Darüber hinaus kann angemerkt 
werden, dass sich der vorliegende Bebauungsplan mit seinen zeichnerischen und 
textlichen Festsetzungen bewusst nur auf die Sicherstellung der in der Begründung 
zum Bebauungsplan dargelegten wesentlichen Planziele beschränkt. Daher soll im 
Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes auch keine deutliche Ausweitung der Vor-
gaben und Anforderungen an die jeweiligen Grundstückseigentümer gegenüber den 
bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorgaben erfolgen.  

6. 

7. 

8. 
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Ferner ist im Bebauungsplan bereits unter anderem die Festsetzung enthalten, dass 
Pkw-Stellplätze, Gehwege, Garagenzufahrten sowie Hofflächen auf den Baugrund-
stücken bei Neuerrichtung in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen 
Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen, Porenpflaster oder als wassergebun-
dene Wegedecke, zu befestigen sind, während zum Entwurf des Bebauungsplanes 
auch bereits eine wasserrechtliche Festsetzung zur Verwertung von Niederschlags-
wasser in den Bebauungsplan aufgenommen wurde. 
 
Zu 8 und 9: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
Zu 10: Der Hinweis und die Anregung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan enthaltene Festsetzung, dass 
Pkw-Stellplätze, Gehwege, Garagenzufahrten sowie Hofflächen auf den Baugrund-
stücken bei Neuerrichtung in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen 
Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen, Porenpflaster oder als wassergebun-
dene Wegedecke, zu befestigen sind. 
 
Zu 11: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan diesbezüglich 
enthaltenen Festsetzungen und Hinweise sowie auf die einschlägigen gesetzlichen 
Vorgaben der Hessischen Bauordnung. Im Übrigen wird von der Aufnahme weiter-
gehender grünordnerischer Festsetzungen auch deshalb abgesehen, da es sich 
vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits 
bestehenden Wohngebietes mit hergestellten Freiflächen und Gartenbereichen han-
delt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass sich der vorliegende Bebau-
ungsplan mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf 
die Sicherstellung der in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegten wesentli-
chen Planziele beschränkt. Daher soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes 
auch keine deutliche Ausweitung der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen 
Grundstückseigentümer gegenüber den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorga-
ben erfolgen. 

9. 

10. 

11. 
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Zu 12: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Diesbezüglich kann auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren 
Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie auch mit 
entsprechenden Anforderungen und Vorgaben bezüglich älterer und mit fossilen 
Brennstoffen befeuerten Heizungsanlagen verwiesen werden, die vom Bauherrn 
bzw. Eigentümer zu beachten und einzuhalten sind. Hinsichtlich der Nutzung von 
erneuerbaren Energien sowie der Energieeinsparung werden daher keine weiterge-
henden Vorgaben in den Bebauungsplan aufgenommen, sondern es wird vielmehr 
auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in 
ihrer jeweils gültigen Fassung verwiesen. Zudem kann angemerkt werden, dass die 
Festsetzungen eines Bebauungsplanes regelmäßig städtebaulich zu begründen sind 
und eine Umsetzung rein energiepolitisch motivierter Ziele durch verbindliche Fest-
setzungen nur schwerlich zu begründen sein dürfte und dass es sich vorliegend im 
Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits bestehenden 
Wohngebietes handelt. Die anerkannten Regeln der Technik sind im Übrigen ohne-
hin grundsätzlich einzuhalten. 
 
Zu 13: Der Hinweis und die Anregung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus vorliegend kein 
weiterer Handlungsbedarf. Verwiesen wird auf die einschlägigen immissionsschutz-
rechtlichen Vorgaben und Anforderungen, die ohnehin einzuhalten sind. 

12. 

13. 
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Zu 14: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme einer verbindlichen Festsetzung zur Dachbegrünung wird unter 
anderem deshalb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentlichen um die be-
standsorientierte Überplanung eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. 
 
Zu 15: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus vorliegend kein 
weiterer Handlungsbedarf. Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan enthal-
tene bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrift zur zulässigen Ausführung von 
Hangbefestigungen und Stützmauern. Von der Aufnahme weitergehender Festset-
zungen wird unter anderem deshalb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentli-
chen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits bestehenden Wohnge-
bietes handelt. 
 
Zu 16 bis 23: Den Anregungen wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen zur Fassadengestaltung, zur 
Fassadenbegrünung sowie zur Zulässigkeit von Einfriedungen, Zufahrten, Anpflan-
zungen sowie zum Bodenschutz und zur Regenrückhaltung wird unter anderem 
deshalb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorien-
tierte Überplanung eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. Zudem kann 
angemerkt werden, dass die Festsetzungen eines Bebauungsplanes regelmäßig 
städtebaulich zu begründen sind und eine Umsetzung durchaus legitimer aber letzt-
lich rein umweltpolitisch motivierter Ziele durch verbindliche Festsetzungen im Be-
bauungsplan nur schwerlich zu begründen sein dürfte. Darüber hinaus kann auch 
hier angemerkt werden, dass sich der vorliegende Bebauungsplan mit seinen zeich-
nerischen und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf die Sicherstellung der in der 
Begründung zum Bebauungsplan dargelegten wesentlichen Planziele beschränkt. 
Daher soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes auch keine deutliche Aus-
weitung der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen Grundstückseigentümer 
gegenüber den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorgaben erfolgen. 
 

14. 

15. 

16. 

17. 

18. 
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19. 

20. 

21. 
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Zu 24: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
Zu 25: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme entsprechender Festsetzungen um Schutz vor Lichtverschmut-
zung wird vorliegend mangels einschlägiger Rechtsgrundlage für eine verbindliche 
Festsetzung sowie auch angesichts der fehlenden städtebaulichen Erforderlichkeit 
abgesehen. Im Übrigen wird auf die vorgenannten Ausführungen verwiesen, die 
sinngemäß auch hier gelten. 

22. 

23. 

24. 

25. 
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Zu 26: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Altablagerungen und Altstandorte sowie sonstige Flächen mit 
schädlichen Bodenveränderungen innerhalb des Plangebietes sind der Gemeinde 
Glashütten bislang nicht bekannt. Eine Überprüfung der hessischen Altflächendatei 
(Datenbank ALTIS) ergab ebenfalls keine Datenbankeinträge für das Plangebiet. 
 
 

26. 
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Zu 27: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird nicht 
entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 28: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 29: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Verwiesen wird im Übrigen auf die einschlägigen gesetzlichen 
Vorgaben der Hessischen Bauordnung. 
 
 
 
 
 

27. 

28. 

29. 
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Zu 30 und 31: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

31. 

30. 
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Zu 32: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Verwiesen wird insbesondere auf die einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen zum Datenschutz. 
 
Zu 33: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

32. 

33. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH (05.08.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 
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Anlage zum Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH 
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Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 
(01.09.2019) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

1. 

2. 
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Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; zur Klarstellung wurde 
bereits ein entsprechender Hinweis in die Planunterlagen zu Bebauungsplan 
aufgenommen. 
 
Zu 4: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Zu 5 und 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen 
wird jedoch nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen zur Anpflanzung und zum Erhalt 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird abgesehen, da es sich 
vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits 
bestehenden Wohngebietes mit hergestellten Freiflächen und Gartenbereichen han-
delt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass sich der vorliegende Bebau-
ungsplan mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf 
die Sicherstellung der in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegten wesentli-
chen Planziele beschränkt. Daher soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes 
auch keine deutliche Ausweitung der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen 
Grundstückseigentümer gegenüber den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorga-
ben erfolgen. Die Gemeinde Glashütten hält daher an den bisherigen Festsetzungen 
weiterhin fest. 
 
 
Zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird ent-
sprochen. 
 
Der angesprochene Hinweis auf die artenschutzrechtlichen Vorgaben und Anforde-
rungen wurde bereits entsprechend der vorgebrachten Anregung zum Ausgleich für 
Fledermäuse angepasst. 
 
Zu 8 und 10: Der Anregung wird entsprochen.  
 
Die maßgeblichen Rechtsgrundlagen werden entsprechend aktualisiert. Hiervon 
ausgenommen ist jedoch die Fassung des Baugesetzbuches, da der Bebauungsplan 
unter Anwendung des vor den BauGB-Novellierungen 2017 geltenden Rechts und 
der entsprechenden Überleitungsvorschrift aufgestellt wird. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 
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Zu 9: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Zu 11 bis 13: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zunächst kann angemerkt werden, dass mit dem Bebauungsplan durch die Ände-
rung des Bebauungsplanes „Vor dem Dattenberg“ von 1964 einschließlich der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes von 1979 und die Überplanung des bislang als sog. 
im Zusammenhang bebauter Ortsteil nach § 34 BauGB zu wertenden Teilbereiches 
die bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die weitere städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung geschaffen werden sollen. Hierbei ist beachtlich, dass die 
Gemeinde Glashütten ohne Aufstellung des Bebauungsplanes „Über dem Seegrund“ 
angesichts der bislang bestehenden bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen 
nur begrenzt Möglichkeiten zur Steuerung einer weiteren baulichen Nachverdichtung 
nutzen kann. Insofern werden durch den vorliegenden Bebauungsplan die Möglich-
keiten zur weiteren baulichen Nachverdichtung gesteuert und letztlich auch begrenzt. 
 
Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden Schmutzwassers und Niederschlags-
wassers erfolgt im Mischsystem über das bestehende Entsorgungsnetz. Das Ingeni-
eurbüro Lang wurde seitens der Gemeinde Glashütten beauftragt, auf der Grundlage 
des bestehenden Versiegelungsgrades sowie auch des vorliegenden Bebauungs-
planes mit den hierdurch künftig zulässigen Versiegelungsgraden eine hydraulische 
Berechnung des Entwässerungsgebietes zu erstellen, um Engpässe im Kanalnetz zu 
ermitteln. Seitens des Ingenieurbüros wurden zunächst verschiedene Varianten 
berechnet, um festzustellen, welche Auswirkungen eine zusätzliche Versiegelung auf 
das vorhandene Kanalnetz innerhalb des Plangebietes hat. Berechnet wurden fol-
gende Varianten: 
 
1. Versiegelungsgrad von 45 % im gesamten betrachteten Entwässerungsgebiet 
2. Abtrennung und gesonderte Ableitung der beiden Außengebiete 
3. Ansatz von einem Versiegelungsgrad von 30 % im betrachteten Teilgebiet 
4. Bestandsberechnung auf der Grundlage der tatsächlichen Versiegelung (Ver-

siegelungskataster) 
5. Optimierung der Kanalgeometrie ohne Anpassung der Dimensionen an die 

tatsächliche Wassermenge 
 

11. 

12. 

13. 
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Bei allen Berechnungen traten bereits im Bestand zum Teil deutliche Auslastungen 
einzelner Haltungen sowie auch Überstauereignisse an Schachtbauwerken auf. 
Daher erfolgte seitens des Ingenieurbüros eine Prüfung verschiedener Lösungsmög-
lichkeiten und es wurde in Abstimmung mit der Gemeindeverwaltung ein mittelfristi-
ger Maßnahmenkatalog erarbeitet. Zur Vorbereitung der Umsetzung einer ersten 
hierin enthaltenen Maßnahme wurden bereits die Planungskosten für den Bereich 
Dattenbachstraße in den Haushalt der Gemeinde Glashütten für 2020 eingestellt; mit 
der Ausführung soll 2021 begonnen werden. Angesichts der angespannten Entwäs-
serungssituation ist es zudem zwingend erforderlich, dass sich die vorhandene Ein-
leitemenge von Schmutz- und Regenwasser eines einzelnen Grundstückes (gemäß 
hydraulischem Einzelnachweis) in den derzeit bestehenden Mischwasserkanal, 
durch Um- und/oder Neubaumaßnahmen nicht erhöht.  
 
Sollte sich durch das Anlegen zusätzlicher versiegelter Flächen der Oberflächenab-
fluss bzw. die Gesamtabflussmenge vergrößern, sind auf Veranlassung und Kosten 
des Grundstückeigentümers sowohl ein hydraulischer Einzelnachweis als auch ge-
eignete Rückhaltemaßnahmen vorzunehmen bzw. entsprechende Retentionsräume 
zu schaffen, um die entstandene Differenzmenge zwischen Ist-Zustand und Pla-
nungsziel gedrosselt in den derzeit bestehenden Mischwasserkanal einzuleiten. 
Ferner wurde Dämpfung des Spitzenabflusses eine wasserrechtliche Festsetzung 
mit der Vorgabe zur Schaffung von Retentionsmöglichkeiten auf den privaten Bau-
grundstücken in den Bebauungsplan aufgenommen. Demnach ist das Nieder-
schlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen in Zisternen mit mindes-
tens 3 m³ Nutzvolumen und mindestens 3 m³ weiterem Retentionsvolumen zu sam-
meln und als Brauchwasser zu verwerten, sofern wasserwirtschaftliche und gesund-
heitliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
Die weitere Planung zur Verbesserung der Entwässerungssituation im Plangebiet 
erfolgt in enger Abstimmung mit dem Fachbereich Wasser- und Bodenschutz. Dies 
betrifft auch die im Zusammenhang mit der durchgeführten „Leitfadenbetrachtung“ 
gewonnen Erkenntnisse und die hieraus abzuleitenden Maßnahmen, die jedoch 
grundsätzlich auch ohne die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes zu 
prüfen wären, zumal die Gemeinde Glashütten, wie bereits dargelegt, durch den 
vorliegenden Bebauungsplan die Möglichkeiten zur weiteren baulichen Nachverdich-
tung steuert und letztlich auch begrenzt. 
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NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (28.08.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Zu 2 und 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Die vorgebrachten Hinweise wurden zur weitergehenden Berück-
sichtigung bei Bauplanung und Bauausführung bereits in die Begründung zum Ent-
wurf des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
 
 
 

1. 

2. 

3. 
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Regionalverband FrankfurtRheinMain (16.08.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegen-
den Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (07.10.2020) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Die im Umweltbericht zitierte Rechtsgrundlage des Hessischen 
Wassergesetzes (HWG) wird redaktionell korrigiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 

3. 

4. 
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Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 

5. 

6. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (13.08.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Die vorgebrachten Hinweise wurden zur weitergehenden Berück-
sichtigung bei Bauplanung und Bauausführung in die Planunterlagen zum Entwurf 
des Bebauungsplanes aufgenommen. Im Rahmen der erneuten Beteiligung zum 
geänderten Entwurf des Bebauungsplanes wurde seitens des Kampfmittelräum-
dienstes in der Stellungnahme vom 21.09.2021 jedoch darauf hingewiesen, dass 
trotz der Lage des Plangebietes am Rande eines ehemaligen Bombenabwurfgebie-
tes kein begründeter Verdacht besteht, dass mit dem Auffinden von Bombenblind-
gängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Muniti-
onsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche 
nicht erforderlich. Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der 
Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, 
wurde jedoch darum gebeten, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verstän-
digen. Die diesbezüglichen Ausführungen in den Planunterlagen werden daher ent-
sprechend angepasst. 
 

1. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 
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Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a 
Abs. 3 Satz 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und An-
regungen (Frist bis zum 01.10.2021) 
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AbwasserVerband Main-Taunus (29.09.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 1 bis 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 



 

Bebauungsplan „Über dem Seegrund“    Seite 35 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7 und 8: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegen-
den Planung werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Zur Dämpfung des Spitzenabflusses wurde bereits eine wasser-
rechtliche Festsetzung mit der Vorgabe zur Schaffung von Retentionsmöglichkeiten 
auf den privaten Baugrundstücken in den Bebauungsplan aufgenommen. Demnach 
ist das Niederschlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen in Zisternen 
mit mindestens 3 m³ Nutzvolumen und mindestens 3 m³ weiterem Retentionsvolu-
men zu sammeln und als Brauchwasser zu verwerten, sofern wasserwirtschaftliche 
und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
Zu 10: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme einer verbindlichen Festsetzung zur Dachbegrünung wird unter 
anderem deshalb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentlichen um die be-
standsorientierte Überplanung eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. 
 
Zu 11: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (16.11.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die im Bebauungsplan enthaltenen textlichen Festsetzungen entsprechen mit ihrer 
Formulierung und Wortwahl dem Gebot der planerischen Bestimmtheit. Darüber 
hinaus sind im Bebauungsplan und insbesondere auch in der zugehörigen Begrün-
dung und dem Umweltbericht verschiedentlich Empfehlungen oder Vorgaben mit 
Verweis auf Maßnahmen und Regelungen außerhalb der Bauleitplanung aufgeführt, 
deren rechtsverbindliche Festsetzungen in einem Bebauungsplan, sofern hierzu im 
abschließenden Katalog der zulässigen Festsetzungen des § 9 Baugesetzbuch 
(BauGB) überhaupt eine Rechtsgrundlage gegeben ist, vorliegend entweder städte-
baulich nicht erforderlich oder städtebaurechtlich schlicht nicht möglich ist. 

2. 
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Zu 3: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Wie in der Begründung zum Bebauungsplan bereits erläutert, wurden in den vergan-
genen Jahren zunehmend einzelne Grundstücke im Plangebiet weiter unterteilt und 
es erfolgte eine städtebauliche Nachverdichtung, deren Fortschreiten weiter abseh-
bar ist, sodass die Gemeinde Glashütten aufgrund der absehbaren Kapazitätsgren-
zen der verkehrlichen Erschließung sowie auch der begrenzten Leistungsfähigkeit 
der Ver- und Entsorgung des Plangebietes das Erfordernis sieht, die weitere städte-
bauliche Entwicklung bauplanungsrechtlich zu steuern und zu ordnen. Daher sollen 
im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes für das gesamte Quartier Festsetzun-
gen zur Wahrung einer städtebaulich geordneten Entwicklung getroffen werden, die 
Planungs- und Rechtssicherheit für die Gemeinde Glashütten sowie auch für die 
Grundstückseigentümer innerhalb des Plangebietes schaffen. Das Planziel des Be-
bauungsplanes liegt darüber hinaus in der angestrebten bauplanungsrechtlichen 
Sicherung der bestehenden Bebauungsstruktur innerhalb des gesamten Quartiers 
und mithin in der Verhinderung eines weiter fortdauernden städtebaulichen Wandels, 
der mit einer entsprechenden Überprägung des ursprünglichen Gebietscharakters 
einhergeht. Die Gemeinde Glashütten hält demnach an der Planung weiterhin fest. 

3. 
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Zu 4 und 5: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Vorliegend handelt es sich jedoch nicht um ein Neubaugebiet auf bislang unversie-
gelten Flächen mit erstmaliger Herstellung der Erschließung, sondern im Wesentli-
chen um eine Bestandsüberplanung mit Festsetzungen zur Wahrung einer geordne-
ten städtebaulichen Entwicklung im Kontext gewachsener städtebaulicher Struktu-
ren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der 
Anregung zur Aufnahme weitergehender Festsetzungen wird mit Verweis auf 
das Planziel des Bebauungsplanes nicht entsprochen. 
 
Im Übrigen wird auf die durchgeführte Umweltprüfung verwiesen, deren Ergebnisse 
nach Maßgabe der städtebaurechtlichen Vorgaben des Baugesetzbuches im Um-
weltbericht zum Bebauungsplan dargelegt werden. 
 

4. 

5. 

6. 



 

Bebauungsplan „Über dem Seegrund“    Seite 42 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 7 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In Kapitel 1.3 des Umweltberichtes zum Bebauungsplan wird auf die Belange des 
Immissionsschutzes eingegangen und der Trennungsgrundsatz des § 50 Bundes-
Immissionsschutz (BImSchG) aufgeführt. Verwiesen wird im Übrigen auf das Planziel 
des Bebauungsplanes und generell auch auf die Erforderlichkeit des Bestehens 
einer einschlägigen Rechtsgrundlage für entsprechende Festsetzungen, die überdies 
städtebaulich zu begründen sind und stets einen bodenrechtlichen Bezug aufweisen 
müssen. 
 
Zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 12: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

9. 

7. 

8. 

10. 

11. 

12. 
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Zu 13: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 14: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 15: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen wird abgesehen, da es sich vor-
liegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits be-
stehenden Wohngebietes handelt. Ferner wird darauf hingewiesen, dass im Zuge 
der vorliegenden Planung keine vorlaufend funktionsfähig herzustellenden arten-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) erforderlich sind. 
 
Zu 16: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

13. 

14. 

15. 

16. 
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Zu 17: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Vorliegend handelt es sich jedoch nicht um ein Neubaugebiet auf bislang unversie-
gelten Flächen mit erstmaliger Herstellung der Erschließung, sondern im Wesentli-
chen um eine Bestandsüberplanung mit Festsetzungen zur Wahrung einer geordne-
ten städtebaulichen Entwicklung im Kontext gewachsener städtebaulicher Struktu-
ren. Durch das vorliegende Planvorhaben ist demnach nicht mit erheblichen Beein-
trächtigungen der Erhaltungsziele der nächstgelegenen Gebiete gemeinschaftlicher 
Bedeutung zu rechnen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 18: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

17. 

18. 
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Zu 19: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Angesprochen wird jedoch das sog. Monitoring. Im Zuge der vorliegenden Planung 
sind keine vorlaufend funktionsfähig herzustellenden artenschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 20: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den 
Anregungen wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit Verweis auf 
das Planziel des Bebauungsplanes nicht entsprochen. 
 
 
 
 
 
 

19. 

20. 
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Zu 21: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit Verweis auf das Planziel des 
Bebauungsplanes nicht entsprochen. 
 
Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen und 
Hinweise. Im Übrigen wird von der Aufnahme weitergehender grünordnerischer 
Festsetzungen auch deshalb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentlichen um 
die bestandsorientierte Überplanung eines bereits bestehenden Wohngebietes mit 
hergestellten Freiflächen und Gartenbereichen handelt. Darüber hinaus kann ange-
merkt werden, dass sich der vorliegende Bebauungsplan mit seinen zeichnerischen 
und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf die Sicherstellung der in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan dargelegten wesentlichen Planziele beschränkt. Daher 
soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes auch keine deutliche Ausweitung 
der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen Grundstückseigentümer gegen-
über den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorgaben erfolgen. 

21. 
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Zu 22: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird bereits 
wie folgt entsprochen: 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet werden bereits ausdrücklich zwei Vollgeschosse zuge-
lassen, während im Allgemeinen Wohngebiet aufgrund der überwiegenden Hanglage 
keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt wird. Die zulässige Bebauung ergibt sich 
hier nach Maßgabe der festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahl sowie der 
maximal zulässigen Traufhöhe und Gebäudeoberkante. 

22. 
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Zu 23: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; der Anregung wird nicht 
entsprochen. 
 
Wie in der Begründung zum Bebauungsplan bereits erläutert, wurden in den vergan-
genen Jahren zunehmend einzelne Grundstücke im Plangebiet weiter unterteilt und 
es erfolgte eine städtebauliche Nachverdichtung, deren Fortschreiten weiter abseh-
bar ist, sodass die Gemeinde Glashütten aufgrund der absehbaren Kapazitätsgren-
zen der verkehrlichen Erschließung sowie auch der begrenzten Leistungsfähigkeit 
der Ver- und Entsorgung des Plangebietes das Erfordernis sieht, die weitere städte-
bauliche Entwicklung bauplanungsrechtlich zu steuern und zu ordnen. Daher sollen 
im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes für das gesamte Quartier Festsetzun-
gen zur Wahrung einer städtebaulich geordneten Entwicklung getroffen werden, die 
Planungs- und Rechtssicherheit für die Gemeinde Glashütten sowie auch für die 
Grundstückseigentümer innerhalb des Plangebietes schaffen. Das Planziel des Be-
bauungsplanes liegt darüber hinaus in der angestrebten bauplanungsrechtlichen 
Sicherung der bestehenden Bebauungsstruktur innerhalb des gesamten Quartiers 
und mithin in der Verhinderung eines weiter fortdauernden städtebaulichen Wandels, 
der mit einer entsprechenden Überprägung des ursprünglichen Gebietscharakters 
einhergeht. Die Gemeinde Glashütten hält demnach an der Planung weiterhin fest. 
 
Zu 24: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
bereits entsprochen. 
 
Verwiesen wird auf die in der Planzeichnung zum Bebauungsplan durch Baugrenzen 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen sowie im Übrigen auf die Ab-
standsbestimmungen der Hessischen Bauordnung. 
 
Zu 25 und 26: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen 
wird nicht entsprochen. 
 
 
 

23. 

24. 

25. 

26. 
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Zu 27: Den Anregungen wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen zur Ausführung von Bodenbelä-
gen, zur Begrünung von baulichen Anlagen und zur Entwässerung wird abgesehen, 
da es sich vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung 
eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. Darüber hinaus kann angemerkt 
werden, dass sich der vorliegende Bebauungsplan mit seinen zeichnerischen und 
textlichen Festsetzungen bewusst nur auf die Sicherstellung der in der Begründung 
zum Bebauungsplan dargelegten wesentlichen Planziele beschränkt. Daher soll im 
Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes auch keine deutliche Ausweitung der Vor-
gaben und Anforderungen an die jeweiligen Grundstückseigentümer gegenüber den 
bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorgaben erfolgen.  
 
Ferner ist im Bebauungsplan bereits unter anderem die Festsetzung enthalten, dass 
Pkw-Stellplätze, Gehwege, Garagenzufahrten sowie Hofflächen auf den Baugrund-
stücken bei Neuerrichtung in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen 
Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen, Porenpflaster oder als wassergebun-
dene Wegedecke, zu befestigen sind, während zum Entwurf des Bebauungsplanes 
auch bereits eine wasserrechtliche Festsetzung zur Verwertung von Niederschlags-
wasser in den Bebauungsplan aufgenommen wurde. 
 
Zu 28 und 29: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 

28. 

27. 

29. 
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Zu 30: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan enthaltene Festsetzung, dass 
Pkw-Stellplätze, Gehwege, Garagenzufahrten sowie Hofflächen auf den Baugrund-
stücken bei Neuerrichtung in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen 
Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen, Porenpflaster oder als wassergebun-
dene Wegedecke, zu befestigen sind. sowie auf die zum Entwurf des Bebauungs-
planes aufgenommene wasserrechtliche Festsetzung.  
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Zu 31: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 32: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Verwiesen wird auf die bereits im Bebauungsplan diesbezüglich 
enthaltenen Festsetzungen und Hinweise sowie auf die einschlägigen gesetzlichen 
Vorgaben der Hessischen Bauordnung. Im Übrigen wird von der Aufnahme weiter-
gehender grünordnerischer Festsetzungen auch deshalb abgesehen, da es sich 
vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits 
bestehenden Wohngebietes mit hergestellten Freiflächen und Gartenbereichen han-
delt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass sich der vorliegende Bebau-
ungsplan mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf 
die Sicherstellung der in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegten wesentli-
chen Planziele beschränkt. Daher soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes 
auch keine deutliche Ausweitung der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen 
Grundstückseigentümer gegenüber den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorga-
ben erfolgen. 

31. 
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Zu 33: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
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Zu 34: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; der Anregung wird auf Ebe-
ne der verbindlichen Bauleitplanung nicht entsprochen. 
 
Verwiesen wird auf die Berücksichtigung des Standes der Technik im Rahmen der 
jeweiligen Bauplanung und Bauausführung sowie insbesondere auf die Einhaltung 
der maßgeblichen Immissionsrichtwerte nach TA Lärm, die vom Bauherrn ohnehin 
zu gewährleisten ist, sodass auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung diesbezüg-
lich kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 
 
Zu 35: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
wie folgt entsprochen: 
 
Von der Aufnahme entsprechender Festsetzungen um Schutz vor Lichtverschmut-
zung wird vorliegend insbesondere aufgrund der überwiegend nicht gegebenen 
einschlägigen Rechtsgrundlage für eine verbindliche Festsetzung sowie auch ange-
sichts der fehlenden städtebaulichen Erforderlichkeit abgesehen. Jedoch wurden 
bereits entsprechende Hinweise zur Außenbeleuchtung in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
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Zu 36 und 37: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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Zu 38 bis 45: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men; den Anregungen wird nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen unter anderem zur Dach- und 
Fassadengestaltung, zur Fassadenbegrünung, zur Zulässigkeit von Einfriedungen 
und Zufahrten, zu Anpflanzungen sowie zum Bodenschutz wird unter anderem des-
halb abgesehen, da es sich vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte 
Überplanung eines bereits bestehenden Wohngebietes handelt. Zudem kann ange-
merkt werden, dass die Festsetzungen eines Bebauungsplanes regelmäßig städte-
baulich zu begründen sind und eine Umsetzung durchaus legitimer aber letztlich rein 
umweltpolitisch motivierter Ziele durch verbindliche Festsetzungen im Bebauungs-
plan nur schwerlich zu begründen sein dürfte. Darüber hinaus kann auch hier ange-
merkt werden, dass sich der vorliegende Bebauungsplan mit seinen zeichnerischen 
und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf die Sicherstellung der in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan dargelegten wesentlichen Planziele beschränkt. Daher 
soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes auch keine deutliche Ausweitung 
der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen Grundstückseigentümer gegen-
über den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorgaben erfolgen. 

37. 
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Zu 46: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den 
Anregungen wird nicht entsprochen. 
 

46. 
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Zu 47: Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Jedoch wird darauf hingewiesen, dass entsprechende Schutzab-
stände in Abhängigkeit der jeweiligen Ver- oder Entsorgungsleitung sowie des hierfür 
jeweils zuständigen Ver- oder Entsorgungsträgers mit den jeweils einschlägigen 
Richtlinien variieren können. 
 
 
Zu 48: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
wie folgt entsprochen: 
 
Zur Dämpfung des Spitzenabflusses wurde bereits eine wasserrechtliche Festset-
zung mit der Vorgabe zur Schaffung von Retentionsmöglichkeiten auf den privaten 
Baugrundstücken in den Bebauungsplan aufgenommen. Demnach ist das Nieder-
schlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen in Zisternen mit mindes-
tens 3 m³ Nutzvolumen und mindestens 3 m³ weiterem Retentionsvolumen zu sam-
meln und als Brauchwasser zu verwerten, sofern wasserwirtschaftliche und gesund-
heitliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
 
 
 
 
 
 

47. 

48. 
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Zu 49: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den 
Anregungen wird nicht entsprochen. 
 
Zu 50: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf, zumal bereits entsprechende Hinweise zum nachsorgenden Bo-
denschutz im Bebauungsplan enthalten sind und vorliegend keine Anhaltspunkte für 
altlastverdächtige Flächen im Plangebiet bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 51: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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50. 
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Zu 52: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 53 bis 55: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 

52. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH (13.09.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 

1. 
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 Anlage zum Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH 
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Hessische Landesamt für Naturschutz; Umwelt und Geologie (08.09.2021) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 
(28.09.2021) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2 und 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen 
wird jedoch nicht entsprochen. 
 
Von der Aufnahme weitergehender Festsetzungen zur Anpflanzung und zum Erhalt 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird abgesehen, da es sich 
vorliegend im Wesentlichen um die bestandsorientierte Überplanung eines bereits 
bestehenden Wohngebietes mit hergestellten Freiflächen und Gartenbereichen han-
delt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass sich der vorliegende Bebau-
ungsplan mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bewusst nur auf 
die Sicherstellung der in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegten wesentli-
chen Planziele beschränkt. Daher soll im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes 
auch keine deutliche Ausweitung der Vorgaben und Anforderungen an die jeweiligen 
Grundstückseigentümer gegenüber den bisherigen bauplanungsrechtlichen Vorga-
ben erfolgen. Die Gemeinde Glashütten hält daher an den bisherigen Festsetzungen 
weiterhin fest. 
 

1. 

2. 
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Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In der Planzeichnung zum Bebauungsplan werden jedoch zwei Einzelbäume durch 
Symbol zum Erhalt festgesetzt. Hierbei handelt es sich um einen Laubbaum an der 
Kapellenstraße und um einen weiteren Laubbaum an der Butznickelstraße. 
 
Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; der Anregung wird entspro-
chen. 
 
Der entsprechende artenschutzrechtliche Hinweis wird um die Angabe der empfoh-
lenen Mindestpflanzqualität ergänzt. 
 
Zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird ent-
sprechend des politischen Mehrheitsbeschlusses der Gemeindevertretung 
nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB nicht entsprochen. 
 
Zwar sollen im Allgemeinen Wohngebiet Nr. 1 nunmehr auch sog. Einliegerwohnun-
gen als zweite Wohnung ausnahmsweise zulässig sein, jedoch nur insoweit als hier 
die zweite Wohnung von ihrer Fläche innerhalb des Wohngebäudes untergeordnet 
bleiben muss und es sich demnach nicht um ein faktisches Doppelhaus auf dem 
gleichen Grundstück handeln darf. Mit der Errichtung solcher faktischen Doppelhäu-
ser ohne gemeinsame Grundstücksgrenze würde das Planziel des Bebauungsplanes 
mit der angestrebten bauplanungsrechtlichen Sicherung der bestehenden Bebau-
ungsstruktur unterlaufen, sodass die diesbezüglichen Festsetzungen zum 2. Entwurf 
des Bebauungsplanes insbesondere auch als Ergebnis der diesbezüglichen politi-
schen Beratung und Beschlussfassung nochmals entsprechend angepasst wurden 
und daraufhin eine erneute Offenlegung des geänderten Bebauungsplan-Entwurfs 
erfolgte. 

3. 

4. 

5. 

6. 
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Zu 8 und 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die vorhandene Entwässerung der bereits kanalisierten Flächen im Plangebiet er-
folgt gemäß der vorliegenden Schmutzfrachtberechnung im Mischsystem. Die Ablei-
tung des im Plangebiet anfallenden Schmutzwassers sowie des anfallenden und 
zum Abfluss gelangenden Niederschlagwassers erfolgt über die bestehende Ortska-
nalisation der Gemeinde Glashütten und den Verbandssammler zum Regenüber-
laufbecken RÜB Schloßborn des Abwasserverbandes Main-Taunus. Von dort erfolgt 
die weitere überörtliche Abwasserableitung über die weiterführenden verbandseige-
nen Abwasseranlagen zur Abwasserreinigungsanlage Ehlhalten des Abwasserver-
bandes Main-Taunus. Entsprechend der vom Abwasserverband im Rahmen der 
erneuten Offenlegung vorgebrachten Hinweise erfüllen laut der Schmutzfrachtbe-
rechnung von 2011 bisher alle Regenentlastungsanlagen der Gemeinde Glashütten 
und des Abwasserverbandes Main-Taunus im Ist-Zustand (2009) und im Prognose-
Zustand (ca. 2020) die gesetzlichen Anforderungen bezüglich der zulässigen Entlas-
tungskenngrößen gemäß dem sogenannten SMUSI-Erlass. Das Entwässerungssys-
tem ist insgesamt und bei den einzelnen Entlastungsanlagen sowohl im Bestand als 
auch in der Prognose abwasserabgabefrei. Das gesamte Plangebiet wird hinsichtlich 
der Entwässerung der künftig zusätzlich bebauten bzw. versiegelten und kanalisier-
ten Flächen und der prognostizierten zusätzlichen Einwohnerwerte bei der nächsten 
Aktualisierung der Schmutzfrachtberechnung des Abwasserverbandes Main-Taunus 
entsprechend berücksichtigt. Die nächste SMUSI-Aktualisierung erfolgt voraussicht-
lich in etwa zwei Jahren für den neuen Ist-Zustand sowie für den Prognose-Zustand 
(ca. 2030) nach Vorliegen des aktualisierten Regionalen Flächennutzungsplanes.  
 
Im Auftrag des Abwasserverbandes Main-Taunus wurde 2019/2020 die Immissions-
betrachtung für den Schwarzbach und seine Nebengewässer gemäß dem hessi-
schen „Leitfaden zum Erkennen ökologisch kritischer Gewässerbelastungen durch 
Abwassereinleitungen“ fertiggestellt und den zuständigen Wasserbehörden vorge-
legt. Der sogenannte Leitfaden „Immissionsbetrachtung“ dient der Sachverhaltsauf-
klärung hinsichtlich der Frage, ob aufgrund von Abwassereinleitungen Maßnahmen 
zur Erreichung der Ziele des Wasserhaushaltsgesetzes erforderlich sind. Im Rahmen 
der Immissionsbetrachtung wurden unter anderem am verbandseigenen Regenüber-
laufbecken RÜB Schloßborn, in dessen Direkteinzugsgebiet auch das Plangebiet 
liegt, Defizite aufgrund der hydraulischen Belastung des Weiherbaches festgestellt, 
sodass hier entsprechende weitergehende (bauliche) Maßnahmen zur Minderung 
der Gewässerbelastung erforderlich werden. 

9. 



 

Bebauungsplan „Über dem Seegrund“    Seite 72 

 
 
 
 
 

Daher wurde vom Abwasserverband gefordert, dass die über die Mischwasserkana-
lisation abzuleitende Abwassermenge aus dem Plangebiet so weit wie möglich zu 
begrenzen bzw. zukünftig nicht weiter zu erhöhen ist. Daher begrüßt der Abwasser-
verband Main-Taunus ausdrücklich die Vorgaben im Bebauungsplan, dass sich die 
vorhandene Einleitmenge von Schmutz- und Regenwasser in den bestehenden 
Mischwasserkanal durch Um- und/oder Neubaumaßnahmen nicht erhöhen darf. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht daher diesbezüglich grundsätzlich 
kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (22.09.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Pla-
nung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 

Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 

1. 

2. 

3. 
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Zu 5 bis 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 

5. 
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Zu 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der erneuten Beteiligung zum geänderten Entwurf des Bebauungsplanes 
wurde seitens des Kampfmittelräumdienstes in der Stellungnahme vom 21.09.2021 
jedoch darauf hingewiesen, dass trotz der Lage des Plangebietes am Rande eines 
ehemaligen Bombenabwurfgebietes kein begründeter Verdacht besteht, dass mit 
dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkennt-
nisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine 
systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. Soweit entgegen den vorliegenden 
Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger Gegen-
stand gefunden werden sollte, wurde jedoch darum gebeten, den Kampfmittelräum-
dienst unverzüglich zu verständigen. 

9. 
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Zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (21.09.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die diesbezüglichen Ausführungen in den Planunterlagen werden entsprechend 
angepasst. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein 
weiterer Handlungsbedarf. 
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Regionalverband FrankfurtRheinMain (16.09.2021) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 1 und 2: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegen-
den Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 

1. 

2. 




